
 
10 S 1131/15 
 
 
 
 
 
 

VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 B e s c h l u s s   

    
In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 
 

-  Antragstellerin  - 
-  Beschwerdeführerin  - 

 
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Stadt Baden-Baden - Rechtsamt -, 
vertreten durch die Oberbürgermeisterin, 
Marktplatz 2, 76530 Baden-Baden 
 

-  Antragsgegnerin  - 
-  Beschwerdegegnerin  - 

 
wegen bodenschutzrechtlicher Verfügung 
hier: vorläufiger Rechtsschutz 
 
 
hat der 10. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Lernhart, die Richterin am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Dürig und den Richter am Verwaltungsgerichtshof 
Paur 
 
am 11. August 2015 
 
beschlossen: 
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Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Verwaltungsge-
richts Karlsruhe vom 11. Mai 2015 - 6 K 3498/14 - wird zurückgewiesen. 
 
Die Antragstellerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.  
 
Der Streitwert des Beschwerdeverfahrens wird auf 111.250,-- EUR festge-
setzt. 
 

Gründe 
I. 

 

Die Antragstellerin begehrt vorläufigen Rechtsschutz gegen die Anordnung 

von bodenschutzrechtlichen Detailuntersuchungen.  

 

Die Antragstellerin vertreibt Düngemittel und Kompost. In den Jahren 2006 bis 

2008 wurden dem zur landwirtschaftlichen Verwertung bestimmten Kompost 

aus der Papierherstellung stammende Abfälle (Papierschlämme) beigemischt. 

Der Kompost wurde durch ein von der Antragstellerin beauftragtes Fuhrunter-

nehmen u.a. auf landwirtschaftlichen Flächen im Stadtkreis Baden-Baden 

ausgebracht. Im September 2013 wurden bei Grundwasserbeprobungen auf 

der Gemarkung der Antragsgegnerin deutlich erhöhte Werte von per- und po-

lyfluorierten Chemikalien (PFC) festgestellt. Im Rahmen orientierender Unter-

suchungen wurden im Mai 2014 bei verschiedenen Grundwassermessstellen 

Überschreitungen der vorläufigen Geringfügigkeitsschwellen für die Summe 

von PFC (Höchstwert 8,1 µg/l) bzw. für die Summe von Perfluoroktansulfon-

säure (PFOS) und Perfluoroktansäure (PFOA) (Höchstwert 2,4 µg/l) festge-

stellt. Als potentielle Eintragsfläche wurde aufgrund der Grundwasserströme 

ein Bereich zwischen der alten Bundesstraße B 3 und der Bundesautob-

ahn A 5 nördlich des Ortsteils Sandweier bestimmt. Bodenuntersuchungen auf 

den dortigen landwirtschaftlich genutzten Flächen A und B ergaben erhöhte 

PFC-Werte im Feststoff und im Eluat (Summe PFC im Eluat: Höchstwert 

46,31 µg/l; Summe PFOS und PFOA im Eluat: Höchstwert 28,15 µg/l). Die 

Vergleichsproben für die Waldfläche C blieben ohne auffälligen Befund.  

 

Mit Verfügung vom 26.09.2014 verpflichtete die Antragsgegnerin die Antrag-

stellerin unter Fristsetzung, gemäß § 9 Abs. 2 BBodSchG eine Detailuntersu-

chung des Grundwassers durchführen zu lassen, wobei das gesamte Ausmaß 
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der Grundwasserbelastungen im weiteren Grundwasserabstrom der näher be-

zeichneten Eintragsflächen A bis H zwischen der B 3 -alt- und der A 5 in der 

Gemarkung Sandweier und im anzunehmenden Grundwasserabstrom auf das 

Wasserwerk Rastatt-Ottersdorf in einem im Einzelnen bestimmten Umfang zu 

untersuchen sind. Ferner wurde die Antragstellerin verpflichtet, ein Grund-

wassermonitoring im näheren Grundwasserabstrom sowie Grundwasser- und 

Bodenuntersuchungen im Bereich der  Eintragsflächen durchführen zu lassen 

(Ziff. I. A. B. und C.). Die sofortige Vollziehung wurde angeordnet (Ziff. I. 

D.10.). Ferner wurden die Ersatzvornahme angedroht und die voraussichtli-

chen Kosten der Ersatzvornahme mit 222.500,-- EUR beziffert (Ziff. I. D.11). 

Zur Begründung wird im Wesentlichen ausgeführt, die vorliegenden Untersu-

chungsergebnisse belegten eine schädliche Bodenveränderung und eine be-

reits eingetretene Grundwasserverunreinigung. Die vorläufigen Geringfügig-

keitsschwellenwerte für das Land Baden-Württemberg (1 µg/l für die Summe 

PFC ohne Perfluorbutansäure; 0,3 µg/l für die Summe von PFOS und PFOA) 

seien deutlich überschritten. Die Antragstellerin werde als Hauptverursacherin 

herangezogen. Es könne als erwiesen angesehen werden, dass mit Papier-

schlämmen versetzter Kompost die Ursache der erhöhten PFC-Werte sei. An-

dere Quellen wie Pflanzenschutzmittel, Klärschlammausbringung und Lösch-

schaum könnten mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Der 

belastete Kompost sei von der Antragstellerin in den Jahren vor 2009 geliefert 

und in ihrem Auftrag auf die Felder ausgebracht worden. Auch auf anderen 

mit papierschlammhaltigem Dünger beaufschlagten Acker- und Grünflächen, 

etwa im Landkreis Rastatt, sei eine deutliche PFC-Belastung im Feststoff und 

im Eluat festgestellt worden, während der Waldboden in der näheren Umge-

bung keine Belastung aufweise. In späteren Jahren sei auch kein weiterer 

Kompost aufgebracht worden. Im Hinblick auf den Grundsatz der effektiven 

Gefahrenabwehr werde die wirtschaftlich leistungsfähige Antragstellerin als 

Hauptverursacherin vorrangig vor den Grundstückseigentümern oder den Be-

wirtschaftern der umstrittenen Flächen in Anspruch genommen, zumal die 

Verursachung auf einem objektiv rechtswidrigen Verhalten der Antragstellerin 

beruhe. Es lägen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Antragstellerin wirt-

schaftlich nicht leistungsfähig sei. Sie habe eine Vielzahl von Mitarbeitern, 

einen großen Fuhrpark und ein weltweit agierendes Tochterunternehmen. Im 
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Anhörungsverfahren habe sie sich nicht, auch nicht zu ihren wirtschaftlichen 

Verhältnissen, geäußert. Aufgrund der überragenden Bedeutung des Trink-

wasserschutzes sei die Anordnung auch kostspieliger Untersuchungen ver-

hältnismäßig. Im Übrigen habe sie ggf. einen Erstattungsanspruch nach § 24 

Abs. 1 Satz 2 BBodSchG. 

 

Den Antrag der Antragstellerin auf Wiederherstellung bzw. Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung ihres Widerspruchs gegen die Verfügung vom 

26.09.2014 lehnte das Verwaltungsgericht Karlsruhe mit Beschluss vom 

11.05.2015 ab (- 6 K 3498/14 -; vgl. die veröffentlichte Parallelentscheidung 

vom 10.04.2015 - 6 K 980/14 - juris). Zur Begründung wird im Wesentlichen 

ausgeführt, den vornehmlich finanziellen Interessen der Antragstellerin an der 

Aussetzung der Vollziehung bis zur Hauptsacheentscheidung stehe das er-

hebliche Interesse des Gemeinwesens am wirkungsvollen Schutz des Bodens 

und des Grundwassers und damit unter Berücksichtigung von Art. 20a GG ein 

hochrangiger Gemeinwohlbelang gegenüber. Die Wiederherstellung des Sus-

pensiveffekts hätte zur Folge, dass sich notwendige und dringliche Erkun-

dungsmaßnahmen verzögerten oder der Allgemeinheit zur Last fielen. Dem-

gegenüber habe die Antragstellerin nach § 24 Abs. 1 Satz 2 BBodSchG einen 

Anspruch auf Erstattung der verauslagten Kosten, wenn ihre Inanspruchnah-

me letztlich rechtswidrig erfolgt sei. Die Hauptsache habe auch keine über-

wiegende Aussicht auf Erfolg. Es liege der hinreichende Verdacht einer 

schädlichen Bodenveränderung sowie einer Grundwasserverunreinigung vor. 

Das Gericht habe auch keinen Zweifel an der Notwendigkeit und fachlichen 

Geeignetheit der angeordneten Maßnahmen. Ihre Heranziehung als Hand-

lungsstörerin sei keinesfalls so fernliegend, dass die Verfügung keinen Be-

stand haben könne. Bei summarischer Prüfung seien vielmehr hinreichende 

objektive Anhaltspunkte dafür gegeben, dass die festgestellten Kontaminatio-

nen durch von der Antragstellerin gelieferten Kompost verursacht worden sei-

en. Allerdings sei nach dem fachlich unterlegten Vorbringen der Antragstelle-

rin auch eine andere Verursachung nicht a priori auszuschließen, was der 

sachverständigen Klärung durch eine Beweiserhebung im Hauptsacheverfah-

ren vorbehalten bleiben müsse. Im Hinblick auf den Verursachungsbeitrag der 
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Antragstellerin seien die Erfolgsaussichten der Hauptsache daher als offen zu 

bewerten. 

 

Die Antragstellerin hat am 26.05.2015 Beschwerde eingelegt und zur Begrün-

dung im Wesentlichen vorgetragen: Richtig sei, dass sie in den Jahren 2006 

bis 2008 Papierfaserabfälle in ihrem Kompost verarbeitet und an die Land-

wirtschaft abgegeben habe. Die bodenbezogene Verwertung von Papierfaser-

abfällen sei grundsätzlich sinnvoll. Es bestünden jedoch erhebliche Zweifel an 

ihrer Störereigenschaft. Es seien keine objektiven Anhaltspunkte dafür gege-

ben, dass die Papierfaserabfälle derart mit PFC belastet gewesen seien, dass 

sie die großflächigen Bodenverunreinigungen erzeugt haben könnten. Die 

Kausalkette sei lückenhaft; bislang sei keine Papierfabrik als mögliche PFC-

Quelle identifiziert worden. Auf ihrem Betriebsgelände sei kein PFC nachge-

wiesen worden. Auch in der Umgebung ihrer anderen Betriebsstätte seien 

keine Verunreinigungen festgestellt worden. Die Analyse der Papierfunde auf 

betroffenen Grundstücken im Landkreis Rastatt sei unerheblich, weil diese 

Papierfasern auch durch den Boden hätten verunreinigt werden können. In 

ihren Kompostproben seien keine relevanten PFC-Werte gefunden worden. 

Andere Ursachen der Verunreinigung seien wahrscheinlicher, insbesondere 

sei in der näheren Umgebung sicher Klärschlamm ausgebracht worden. Ver-

schiedene mit PFC belastete Flächen in der näheren Umgebung seien auch 

nach Auffassung der Antragsgegnerin durch Klärschlamm verunreinigt wor-

den. Klärschlamm aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen sei nach-

weislich mit PFC belastet. Auch auf dem ehemaligen Militärflughafen Söllin-

gen (heute Baden-Airpark) sei mit Sicherheit mit PFC umgegangen worden. 

Die Interessenabwägung falle zu ihren Gunsten aus. Die Sachverhaltsaufklä-

rung hinsichtlich der Verursachung müsse auf Kosten der Behörde erfolgen; 

andernfalls werde ihr die Beweis- und Darlegungslast auferlegt. Die zu erwar-

tenden Kosten überstiegen ihren Jahresgewinn und bedrohten die wirtschaft-

liche Existenz des Unternehmens. 

 

Die Antragsgegnerin ist der Beschwerde entgegengetreten. 

  



- 6 - 

Wegen der Einzelheiten wird auf die vorliegenden Verwaltungsakten (4 Hef-

te), die Akten des Verwaltungsgerichts und die gewechselten Schriftsätze Be-

zug genommen. 

 

II. 
 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Verwaltungsge-

richts Karlsruhe vom 11.05.2015 ist zulässig, aber nicht begründet. Das Ver-

waltungsgericht hat es zu Recht abgelehnt, die aufschiebende Wirkung des 

Widerspruchs der Antragstellerin gegen die bodenschutzrechtliche Verfügung 

der Antragsgegnerin vom 26.09.2014 wiederherzustellen bzw. anzuordnen. 

Die in der Beschwerde dargelegten Gründe, auf deren Prüfung der Senat ge-

mäß § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO beschränkt ist, rechtfertigen nicht die erstreb-

te Änderung der vom Verwaltungsgericht vorgenommenen Interessenabwä-

gung.  

 

1. Besteht auf Grund konkreter Anhaltspunkte der hinreichende Verdacht ei-

ner schädlichen Bodenveränderung oder einer Altlast, kann die zuständige 

Behörde gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG anordnen, dass die in § 4 

Abs. 3, 5 und 6 BBodSchG genannten Personen die notwendigen Untersu-

chungen zur Gefährdungsabschätzung durchzuführen haben. Die Behörde 

kann auch verlangen, dass Untersuchungen von Sachverständigen oder Un-

tersuchungsstellen nach § 18 BBodSchG durchgeführt werden (§ 9 Abs. 2 

Satz 2 BBodSchG). Wie das Verwaltungsgericht im Einzelnen dargelegt hat, 

liegen die Tatbestandsvoraussetzungen der Eingriffsermächtigung des  § 9 

Abs. 2 BBodschG vor. Auch in der Beschwerdebegründung wird der Sache 

nach nicht bestritten, dass konkrete Anhaltspunkte den hinreichenden Ver-

dacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen (zur Schädlichkeit von 

PFC bzw. PFT vgl. auch eingehend OVG NRW, Urteil vom 20.05.2015 - 16 A 

1686/09 - juris m.w.N.).  

 

Die Inanspruchnahme der Antragstellerin wird sich bei der im vorliegenden 

Verfahren nur möglichen summarischen Prüfung voraussichtlich als rechtmä-



- 7 - 

ßig erweisen, weil ausreichende objektive Anhaltspunkte für einen maßgebli-

chen Verursachungsbeitrag der Antragstellerin bestehen.  

 

In § 9 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG wird hinsichtlich des in Anspruch zu nehmen-

den Kreises von Verantwortlichen auf die in § 4 Abs. 3, 5 und 6 BBodSchG 

genannten Personen verwiesen. Nach § 4 Abs. 3 Satz 1 BBodSchG ist u.a. 

der Verursacher einer schädlichen Bodenveränderung sanierungspflichtig. 

Verursacher ist jede natürliche oder juristische Person, die an einer Boden-

kontamination zumindest als Teilverantwortlicher mitgewirkt hat. Allerdings 

reicht eine bloße Kausalität im naturwissenschaftlichen Sinne für eine Verhal-

tenshaftung nicht aus. Vielmehr bedarf es insbesondere bei mehreren mögli-

chen Verursachern und unterschiedlichen Verursachungsbeiträgen einer wer-

tenden Zurechnung der vorgefundenen Kontamination. Danach ist derjenige 

Handlungsstörer, der bei wertender Betrachtung und unter Einbeziehung aller 

Umstände des jeweiligen Einzelfalls durch seinen Beitrag die Gefahren-

schwelle überschritten und dadurch die unmittelbare Ursache für den Eintritt 

der Gefahr gesetzt hat. Dabei kommt es entscheidend auf das Vorliegen ei-

nes hinreichend engen Wirkungs- und Ursachenzusammenhangs zwischen 

dem Überschreiten der Gefahrengrenze und dem Verhalten einer Person an, 

der es gerechtfertigt erscheinen lässt, die Pflichtigkeit dieser Person zu beja-

hen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 28.02.2008 - 7 B 12.08 - NVwZ 2008, 684; 

OVG NRW, Urteil vom 20.05.2015 a.a.O.).  

 

Eine Inanspruchnahme als Verursacher setzt zunächst den Nachweis voraus, 

dass der pflichtige Handlungsstörer überhaupt einen Verursachungsbeitrag 

gesetzt hat. Die Heranziehung als (Mit-)Verursacher einer Bodenverunreini-

gung kommt nur dann in Betracht, wenn die (Mit-)Verantwortlichkeit objektiv 

feststeht. Eine Verursacherhaftung nach § 4 Abs. 3 Satz 1 BBodSchG lässt 

sich nicht auf bloße Vermutungen zu etwaigen Kausalverläufen stützen. § 4 

Abs. 3 Satz 1 BBodSchG begründet keine „konturenlose Gefährdungshaftung“ 

für jegliche Folgen gewerblicher Tätigkeit wegen objektiv gefahrenträchtigen 

Verhaltens. Allerdings hat der Gesetzgeber die Haftung des Verursachers ei-

ner Bodenverunreinigung gleichrangig neben diejenige des Grundstücksei-

gentümers und Inhabers des tatsächlichen Sachherrschaft gestellt (vgl. § 4 
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Abs. 3 Satz 1 BBodSchG). Die Anforderungen an den Nachweis der Verursa-

chung einer Verunreinigung sind daher nicht so hoch anzusetzen, dass im 

praktischen Ergebnis bei für das Altlastenrecht typischen Fallkonstellationen 

die Zustandshaftung des Grundstückseigentümers und Inhabers der tatsächli-

chen Sachherrschaft den Regelfall, die Inanspruchnahme des Verursachers 

hingegen die Ausnahme bildet. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass   

§ 9 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG bereits dann eine Inanspruchnahme des ge-

nannten Personenkreises für die Durchführung der notwendigen Untersu-

chungen zur Gefährdungsabschätzung zulässt, wenn nur der (hinreichende) 

Verdacht einer Verseuchung des Bodens besteht. Dies bedingt aber, dass 

häufig auch hinsichtlich der Frage des Verursachers der potentiellen schädli-

chen Bodenveränderung noch keine endgültige Klarheit besteht. Das auf der 

Primärebene herrschende Gebot einer schnellen und effektiven Gefahrenab-

wehr (dazu Senatsurteil vom 18.12.2012 - 10 S 744/12 - VBlBW 2013, 189; 

Senatsurteil vom 13.03.2014 - 10 S 2210/12 - juris) rechtfertigt es, auch den-

jenigen in Anspruch zu nehmen, dessen Verursachungsbeitrag zur Bodenver-

schmutzung noch nicht endgültig geklärt ist  In der Phase der Gefährdungs-

abschätzung soll die effektive Erforschung der Gefährdung so wenig wie mög-

lich unter tatsächlichen Schwierigkeiten bei der Feststellung des Pflichtigen 

leiden (BayVGH, Beschluss vom 22.05.2009 - 22 ZB 08.1820 - juris, m.w.N.). 

Kann der abschließende Nachweis in Bezug auf die als Verursacher verant-

wortlich gemachte Person noch nicht erbracht werden, müssen zum Aus-

schluss spekulativer Erwägungen und bloßer Mutmaßungen aber zumindest 

objektive Faktoren als tragfähige Indizien vorhanden sein, die den Schluss 

rechtfertigen, zwischen dem Verhalten der in Anspruch genommenen Person 

und der eingetretenen Gefahrenlage bestehe ein gesicherter Ursachenzu-

sammenhang (vgl. zum Ganzen Senatsbeschluss vom 11.12.2000 - 10 S 

1188/00 - VBlBW 2001, 281 m.w.N.; Senatsbeschluss vom 03.09.2002 - 10 S 

957/02 - VBlBW 2004, 100; Senatsbeschluss vom 27.03.2012 - 10 S 

2572/11 -; OVG NRW, Urteil vom 20.05.2015 a.a.O.).  

 

Nach diesem Maßstab hat die Antragsgegnerin die Antragstellerin voraus-

sichtlich zu Recht für die Durchführung einer Detailuntersuchung in Anspruch 

genommen. Die Antragstellerin bestreitet nicht, dass sie in den Jahren 2006 
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bis 2008 Papierfaserabfälle aus der Papierindustrie in ihrem Kompost verar-

beitet und an die Landwirtschaft abgegeben hat. Aus einer Aufstellung der 

Antragsgegnerin vom 31.10.2014, in der die von der Antragstellerin mitgeteil-

ten Annahmemengen mit den von Transportunternehmen mitgeteilten Mengen 

verglichen werden, ergibt sich, dass die Antragstellerin in den Jahren 2006 

bis 2008 in weitaus größerem Umfang Abfälle von Papierfabriken angenom-

men und für die Kompostherstellung verwendet hat, als sie gegenüber den 

Behörden angezeigt hat (mehr als 10.800 t in den Jahren 2006 und 2007). 

Ferner ergibt sich aus den Ermittlungen der Antragsgegnerin, insbesondere 

aus der Befragung eines beteiligten Transportunternehmers, dass es sich um 

Schlämme aus den betriebseigenen Abwasserbehandlungsanlagen der Pa-

pierfabriken gehandelt hat. Demgegenüber hat die Antragstellerin in den Jah-

ren 1999 und 2002 für die Kompostwerke Bühl-Vimbuch und Baden-Oos le-

diglich die Annahme von maximal 2.500 t/a naturbelassenen Papierfaserstof-

fen (Holzschliff) immissionsschutzrechtlich angezeigt. In diesem Zusammen-

hang erging im Rahmen der Düngemittelverkehrskontrolle unter dem 

01.10.2008 eine Untersagungsverfügung des Regierungspräsidiums Stuttgart 

sowie am 17.10.2008 eine Verfallsanordnung (beide rechtskräftig), nachdem 

Ermittlungen bei den die Antragstellerin beliefernden Papierfabriken und die 

in den Kompostieranlagen der Antragstellerin durchgeführten Kontrollen zu 

dem Ergebnis geführt hatten, dass dem zur landwirtschaftlichen Verwertung 

bestimmten Kompost unter Verstoß gegen das damalige Düngemittelrecht 

und die Bioabfallverordnung in erheblichem Umfang aus der Papierherstel-

lung stammende Abfälle beigemischt worden waren. Die Ermittlungen des 

Regierungspräsidiums Stuttgart ergaben ferner, dass mehrere die Antragstel-

lerin damals beliefernde Papierfabriken überwiegend oder ausschließlich Re-

cyclingpapier hergestellt haben. Dem entspricht auch die Aussage des Trans-

portunternehmers E., wonach er bei verschiedenen Papierfabriken anfallende 

Papierschlämme aus der Abwasserbehandlung im Falle von Überkapazitäten 

an die Kompostanlagen der Antragstellerin geliefert habe und diese seines 

Wissens auch aus dem Altpapierrecycling stammten. Entgegen dem Vorbrin-

gen in der Beschwerdebegründung steht damit fest, dass die Antragstellerin 

rechtswidrig in erheblichem Umfang Abfälle aus dem Papierrecycling und Pa-

pierschlämme aus der Abwasserreinigung von Papierfabriken angenommen 
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hat. Dabei betrugen die Papierfaserabfälle in den Jahren 2006 und 2007 mehr 

als die Hälfte des gesamten für die Kompostherstellung verwendeten Inputs 

der beiden oben genannten Kompostanlagen.  

 

Nach Aktenlage wurden die Papierschlämme - zum Teil unkompostiert oder  

lediglich mit fertigem Kompost vermischt - auf den betroffenen landwirtschaft-

lichen Flächen im Bereich zwischen der B 3 -alt- und der A 5 ausgebracht. 

Der Bewirtschafter hat gegenüber der Antragsgegnerin bestätigt, dass er aus-

schließlich Kompost der Antragstellerin ausgebracht habe; die mengenmäßig 

größte Aufbringung sei auf den Flächen zwischen B 3 -alt- und A 5 erfolgt. 

Der Kompost sei von der Antragstellerin - mit einer Ausnahme im Jahre 

2012 - unentgeltlich angeliefert und unmittelbar auf den Feldern ausgebracht 

worden. Auf keiner landwirtschaftlichen Fläche sei Klärschlamm ausgebracht 

worden. Auch der Fuhrunternehmer H. hat angegeben, im Auftrag der Antrag-

stellerin auf den betroffenen Flächen A und B ein Kompostgemisch und auf 

den Verdachtsflächen D bis H reinen Kompost ausgebracht sowie ausschließ-

lich Kompost der Antragstellerin ausgefahren zu haben. Das von den Papier-

fabriken angelieferte Material, dass sich in Art und Beschaffenheit unter-

schieden habe, sei von seiner Firma direkt im Anschluss an die Anlieferung 

unter den fertigen Kompost gemischt und möglichst unmittelbar ausgebracht 

worden. Die Landwirte hätten die Wahl gehabt, ein unentgeltliches Kompost-

gemisch oder entgeltlich reinen Kompost zu bestellen.  

 

Wie bereits das Verwaltungsgericht zutreffend ausgeführt hat, gibt es hinrei-

chende objektive Anhaltspunkte, dass der mit Papierschlämmen versetzte 

Kompost zu einer PFC-Verunreinigung des Bodens geführt hat. Zunächst fällt 

auf, dass nach dem Ergebnis der orientierenden Untersuchungen nur diejeni-

gen beprobten Flächen im Boden erhöhte PFC-Werte aufweisen, auf denen 

nach den Ermittlungen der Antragsgegnerin im Auftrag der Antragstellerin 

Kompost ausgebracht wurde. Die Waldfläche C ist weitgehend unbelastet. 

Darüber hinaus existieren im Stadtkreis Baden-Baden sowie im Landkreis 

Rastatt (vgl. das Parallelverfahren 10 S 980/15) weitere mit PFC belastete 

Flächen, die nachweislich mit Kompost der Antragstellerin beaufschlagt wur-

den. Zudem enthielten zwei im Jahr 2007 entnommene Kompostproben aus 
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dem Betrieb der Antragstellerin, die im Jahre 2014 analysiert wurden, Rück-

stände von PFC im Gesamtgehalt und im Eluat.  

 

Es spricht auch vieles dafür, dass die dem Kompost beigemischten Papier-

schlämme zur Bodenverunreinigung geführt haben. Der Einwand der Be-

schwerde, die Antragsgegnerin habe keine einzige Papierfabrik als mögliche 

Quelle identifiziert und ein Zusammenhang zwischen Papierherstellung und   

 -recycling sei nicht hinreichend nachgewiesen, greift demgegenüber nicht 

durch. PFC wurde in der Papier- und Verpackungsindustrie als Hilfsmittel zur 

Papierveredelung (Herstellung von fett-, wasser- und ölabweisenden Papieren 

oder Verpackungen) eingesetzt (vgl. etwa Umweltbundesamt Fachbericht 

Nr. 3710 63 415; Fricke/Lahl, Risikobewertung von Perfluortensiden, UWSF 

2005, 36, 38). Zwar mag es zutreffen, dass PFC heutzutage nur noch in be-

stimmten Verbindungen und in weitaus geringerem Umfang als früher einge-

setzt wird. Gleichwohl wurden in Papierschlammproben vom März/April 2014 

von zwei Papierfabriken (K. und MM.), die die Antragstellerin nachweislich 

beliefert haben, die Untersubstanzen PFOS und PFOA nachgewiesen. Die 

Antragstellerin wurde ferner regelmäßig mit Abfällen einer Papierfabrik aus B. 

beliefert, die nach Aktenlage Kartonagen mit PFC-haltigen Verbindungen, al-

lerdings ohne die Untergruppe PFOS, hergestellt hat; auch in den in dieser 

Firma entnommenen Abwasserproben vom Januar 2008 wurden aber die Un-

tersubstanzen PFOS und PFOA nachgewiesen. Dass einige der die Antrag-

stellerin beliefernden Papierfabriken versichert haben mögen, dass sie zur 

Papierherstellung keine PFC-Verbindungen einsetzen, ist demgegenüber 

nachrangig. Zum einen wurde die Antragstellerin auch von zahlreichen ande-

ren Firmen beliefert; zum anderen vermögen diese Erklärungen die vorliegen-

den Analyseergebnisse nicht zu entkräften. Ob diese PFC-positiven Befunde 

darauf zurückzuführen sind, dass auch die neuerdings zur Papierveredelung 

verwendeten Substanzen der PFC-Analytik nicht zugänglich sind, aber letzt-

lich zu PFC, insbesondere zu PFOS, abgebaut werden, oder ob es in den Pa-

pierfabriken andere Quellen für PFC-Verunreinigungen gibt, kann bei der im 

vorliegenden Verfahren nur möglichen summarischen Prüfung nicht abschlie-

ßend geklärt werden. Es spricht aber einiges dafür, dass die Vorläufersub-

stanzen für PFOS, die in der Papierindustrie teilweise nach wie vor eingesetzt 
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werden, in den Abwässern freigesetzt und unter Umweltbedingen zu PFOS 

abgebaut werden (vgl. Umweltbundesamt Fachbericht Nr. 3710 63 415). Dies 

muss letztlich der Klärung im Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben. Ent-

gegen der Auffassung der Beschwerde erscheint jedenfalls der Zusammen-

hang zwischen dem Einsatz von Recyclingpapier und dem erhöhten PFC-

Gehalt nicht unschlüssig, da bei der Herstellung von Recyclingpapier mittels 

PFC beschichtetes Papier als Altpapier verarbeitet wird, wodurch sich der 

PFC-Gehalt in den Papierschlämmen unabhängig davon aufsummieren könn-

te, ob der Betrieb PFC-Verbindungen im Herstellungsprozess zur Papiervere-

delung einsetzt. Die Verarbeitung von Altpapier könnte auch erklären, warum 

in den Papierschlämmen PFC-Rückstände enthalten sind, obwohl etwa PFC 

bei der Papierherstellung seit den Jahren 2000 bis 2003 nur noch einge-

schränkt Verwendung finden dürfen. 

 

Hinzu kommt, dass das Landratsamt Rastatt auf belasteten Flächen im Land-

kreis, auf denen ebenfalls Kompost der Antragstellerin ausgebracht wurde, im 

Juli 2014 Papierfasern geborgen hat, die ausweislich der Laboranalyse einen 

PFC-Summenwert von ca. 412 µg/kg aufweisen. Entgegen der Beschwer-

debegründung ist dieses Analyseergebnis durchaus aussagekräftig (vgl. im 

Einzelnen den Senatsbeschluss vom heutigen Tage im Parallelverfahren 

10 S 980/15).  

 

Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Ausbringung des mit Papier-

schlämmen versetzten Komposts und der PFC-verunreinigung scheidet auch 

nicht deshalb aus, weil eine Beprobung des Sickerbeckens auf dem Betriebs-

gelände der Antragstellerin wohl keinen PFC-Nachweis erbracht hat. Bepro-

bungen aus neuerer Zeit bringen keine zuverlässigen Erkenntnisse über die 

Situation im Zeitraum 2005 bis 2008. Ferner ist unklar, ob und in welchem 

Umfang auf dem Betriebsgelände der Antragstellerin Papierschlämme umge-

schlagen wurden, oder ob diese - wofür die Angaben des Fuhrunternehmers 

sprechen - überwiegend direkt und allenfalls mit fertigem Kompost vermischt 

ausgebracht wurden. Auch der Umstand, dass in der Umgebung eines weite-

ren Standorts der Antragstellerin in Oberhausen-Rheinhausen trotz des Ein-

satzes von Papierfaserabfällen bei der Kompostherstellung keine PFC-
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Verunreinigungen festgestellt wurden, ist wenig aussagekräftig, weil es vom 

jeweiligen Produktionsprozess abhängen dürfte, ob Papierfaserabfälle mit 

PFC belastet sind. Auch soweit die Beschwerde unter Vorlage sachverständi-

ger Stellungnahmen darlegt, dass in Kompost bzw. in Papierfaserschlämmen 

nicht zwangsläufig PFC-Rückstände enthalten sind, vermag dies den Ver-

dacht, dass Papierschlämme für die Kontamination ursächlich gewesen sein 

könnten, nicht zu entkräften. Dass Interessenverbände und Papierfabriken 

Nachweise zur Rückstandsfreiheit erbracht haben, schließt keineswegs aus, 

dass in der Vergangenheit einzelne Anlieferfirmen PFC-verunreinigte Abfälle 

über die Antragstellerin entsorgt haben. Auch durch die von der Antragstelle-

rin im Parallelverfahren vorgelegten Berechnungen von Dr. K., wonach die 

PFC-Verunreinigungen rechnerisch keinesfalls durch Papierfaserabfälle ver-

ursacht sein können, beruhen auf der Prämisse, dass die PFC-Rückstände in 

Papierfaserschlämmen zu keinem Zeitpunkt höher waren als die Ergebnisse 

der in der Stellungnahme genannten Stichproben aus den Jahren 2006 bis 

2015 und sich im rechtlich zulässigen Rahmen gehalten haben. Gerade dies 

ist im vorliegenden Fall aber zweifelhaft.   

 

Für einen maßgeblichen Verursachungsbeitrag der Antragstellerin spricht 

entscheidend auch, dass andere Ursachen für die Kontamination des Bodens 

und des Grundwassers nach derzeitigem Erkenntnisstand nicht ernsthaft in 

Betracht kommen. Der Antragstellerin ist allerdings zuzugeben, dass die Ur-

sachen für den Umfang der PFC-Belastung im Hinblick auf das Ausmaß der 

betroffenen Flächen und in quantitativer Hinsicht noch nicht abschließend ge-

klärt sein dürften. Die Analysen des Kompostes und der Papierschlämme der 

untersuchten Papierfabriken ergaben jedenfalls im Vergleich zu den erhebli-

chen PFC-Funden auf den betroffenen Flächen verhältnismäßig geringe Wer-

te, auch bleiben offene Fragen im Hinblick darauf, von welchen Papierfabri-

ken in welchem Umfang derart stark verunreinigte Papierschlämme abgege-

ben wurden. Nach derzeitigem Sachstand ist jedoch keine ebenso wahr-

scheinliche oder gar wahrscheinlichere Ursache für die Boden- und Grund-

wasserkontamination ersichtlich.  
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Zunächst handelt es sich bei den festgestellten Werten nicht um eine allge-

meine Hintergrundbelastung. Nach Untersuchungen der LUBW lässt sich eine 

landesweite Belastung der Gewässer mit PFC-Konzentrationen über 100 ng/l 

in landwirtschaftlich genutzten Gebieten nicht feststellen; auch bei den orien-

tierenden Untersuchungen der Antragsgegnerin im betroffenen Gebiet wurde 

keine flächendeckende PFC-Verunreinigung im Boden festgestellt; vielmehr 

ist auffällig, dass die Kontamination im Boden - ebenso wie im Landkreis Ras-

tatt - nur klar abgegrenzte Ackerflächen betrifft. Nach einer Stellungnahme 

des Landwirtschaftlichen Technologiezentrums Augustenberg vom 17.02.2014 

kommen Pflanzenschutz- oder mineralische Düngemittel als Ursache für die 

PFC-Belastung bei Anwendung im fachrechtlich zugelassenen Rahmen auf-

grund ihrer stofflichen Zusammensetzung nicht in Betracht; im Übrigen wei-

sen andere ebenfalls landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen keine nen-

nenswerte PFC-Belastung auf. Es gibt auch keine hinreichend belastbaren 

Anhaltspunkte dafür, dass die Verunreinigungen auf den Betrieb des Flugha-

fens Baden-Airpark, eines vormaligen kanadischen Militärflughafens, zurück-

zuführen sind. Allerdings war PFC unstreitig in den Löschschäumen enthal-

ten, die von Flughafenfeuerwehren eingesetzt wurden; die Antragstellerin hat 

zahlreiche Erkenntnismittel über durch Löschschaumeinsatz verursachte 

PFC-Verunreinigungen in der Umgebung von Militärflughäfen (u.a. in Rhein-

land-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Bayern) vorgelegt. Die kontaminierten 

Böden liegen aber mehrere Kilometer von dem Baden-Airpark entfernt, so 

dass der eventuelle Umgang mit Löschschäumen auf dem Flughafengelände 

nicht ursächlich gewesen sein dürfte. Nach der Stellungnahme der LUBW vom 

06.03.2015 erbrachten ihre Untersuchungen auch keine Hinweise auf eine 

Belastung von Boden oder Grundwasser mit Flugbenzin; außerdem ließe sich 

das Verteilungsmuster der belasteten Flächen (unbelastete Flächen unmittel-

bar neben belasteten Flächen) bei einer Verunreinigung mit Flugbenzin nicht 

erklären; vielmehr müssten die PFC-Gehalte flächig und unabhängig von 

Grundstücksgrenzen erhöht sein. Auch die im Landkreis Rastatt kontaminier-

ten Flächen liegen weitgehend außerhalb der Einflugschneisen und außerhalb 

der Hauptfließrichtung des Grundwassers.  
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Es spricht nach derzeitigem Sachstand auch keine überwiegende Wahr-

scheinlichkeit für eine Verursachung durch Klärschlämme aus kommunalen 

Kläranlagen. Die Antragstellerin weist zwar zutreffend darauf hin, dass PFC-

Verunreinigungen auf bestimmten Flächen im Stadtkreis Baden-Baden auch 

von den beteiligten Behörden auf eine massive Klärschlammausbringung zu-

rückgeführt werden. Entgegen der Auffassung der Antragstellerin kann hie-

raus aber nicht ohne weiteres geschlossen werden, dass deshalb auch auf 

den hier in Rede stehenden Fällen mit Sicherheit Klärschlamm ausgebracht 

wurde; maßgeblich ist vielmehr die Historie der einzelnen Grundstücke. In 

den von der Antragstellerin in Bezug genommenen Fällen ist die Beaufschla-

gung und Verfüllung der betroffenen Grundstücke mit Klärschlämmen erwie-

sen; hingegen liegen derzeit trotz entsprechender Ermittlungen der Antrags-

gegnerin keine belastbaren Erkenntnisse über eine Ausbringung von Klär-

schlämmen auf den hier in Rede stehenden Flächen zwischen der B 3 -alt-

und der BAB 5 vor. Die Auswertung der seit dem Inkrafttreten der Klär-

schlammverordnung am 01.07.1992 erforderlichen Lieferscheine durch die 

Antragsgegnerin, an deren Richtigkeit zu zweifeln der Senat keinen begrün-

deten Anlass hat, ergab keinen Hinweis auf eine Ausbringung von Klär-

schlamm im Bereich nördlich von Sandweier. Auch der Bewirtschafter hat an-

gegeben, dass kein Klärschlamm auf den betroffenen Äckern ausgebracht 

worden sei. Die Antragsgegnerin hat ferner ausgeführt, dass das PFC-

Verteilungsspektrum bei der durch Klärschlamm verfüllten Fläche in unmittel-

barer Nähe der ehemaligen Kläranlage der Antragsgegnerin und bei den hier 

in Rede stehenden Flächen nicht vergleichbar sei. Es fällt auf, dass auch die 

intensiven Ermittlungen der Antragstellerin nicht das Ergebnis erbracht ha-

ben, dass auf den hier in Rede stehenden Flächen Klärschlamm ausgebracht 

wurde. Nach der von der Antragstellerin eingeholten Auskunft des Abwasser-

verbands Murg hat dieser zwar in der Vergangenheit zwei Anlagen zur Kom-

postierung von Klärschlamm betrieben; diese wurden jedoch im September 

1997 bzw. im Oktober 2002 stillgelegt. Die vom Abwasserverband detailliert 

dargestellten Entsorgungswege und die vorgelegten Lieferscheine belegen 

lediglich, dass der Kompost aus Klärschlämmen von 1990 bis ca. 1995 teil-

weise auch im Landkreis Rastatt landwirtschaftlich verwertet wurde; eine 

Ausbringung auf den hier umstrittenen Flächen ergibt sich hieraus aber nicht. 
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Das Landratsamt Rastatt hat zudem schlüssig dargelegt, dass eine bodenbe-

zogene Verwertung von Klärschlamm in der Landwirtschaft im Jahr 2007 nur 

noch mit PFC-Gehalten von weniger als 100 µg/kg zulässig war und zwar mit 

einer Höchstmenge von 30 Tonnen pro Hektar innerhalb von 3 Jahren. Damit 

wäre die hohe PFC-Belastung auf den betroffenen Flächen nicht zu erklären 

(vgl. den Beschluss vom heutigen Tage im Parallelverfahren im Parallelver-

fahren 10 S 980/15). Der Antragstellerin ist zwar zuzugeben, dass diese Fest-

stellungen eine übermäßige illegale oder eine in der ferneren Vergangenheit 

liegende Beaufschlagung der betroffenen Flächen mit Klärschlämmen nicht 

schlechthin ausschließen. Ein weiteres Indiz gegen eine Verursachung der 

PFC-Kontamination durch landwirtschaftlich verwertete Klärschlämme ist je-

doch, dass es sich andernfalls um ein flächendeckendes landes- oder bun-

desweites Phänomen handeln müsste, was soweit ersichtlich nicht der Fall 

ist. Die Untersuchungen der LUBW haben keine landesweite Belastung der 

Gewässer in landwirtschaftlich geprägten Einzugsgebieten von Wasserver-

sorgungsunternehmen ergeben. Auch landesweite Untersuchungen in Bayern 

ergaben keine flächendeckende PFC-Verunreinigung durch Klärschlämme.  

 

Nach der Grundwasserfließrichtung ist schließlich unwahrscheinlich, dass die 

Kontaminationen durch Löschschäume verursacht wurden, die bei einem 

Brandfall auf der Gemarkung Sandweier im Jahre 2010 eingesetzt wurden.  

 

Soweit in der Beschwerde unter Bezugnahme auf einen Arbeitsgruppenbericht 

vom 17. Dezember 2014 „Rahmenbedingungen für die Verwertung von Pa-

pierschlamm“ (Seite 5) ausgeführt wird, auch das Umweltministerium hege 

Zweifel an der Ursächlichkeit der Papierschlammausbringung für die Belas-

tung des Bodens, ist das Umweltministerium dieser Rechtsauffassung mit 

Schreiben vom 06.03.2015 deutlich entgegengetreten. Es hat ausgeführt, 

dass aus dem Bericht bei vollständiger Betrachtung keineswegs geschlossen 

werden könne, dass Papierfaserabfälle nicht entscheidend zu den festgestell-

ten PFC-Verunreinigungen beigetragen hätten; es werde lediglich auf die 

Schwierigkeiten hingewiesen, den vermuteten Schadstoffeintrag durch Pa-

pierschlämme für die Vergangenheit zu rekonstruieren. Das Umweltministeri-

um erklärt auch die von der Antragstellerin geäußerte Ansicht, dass in Baden-
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Württemberg weiterhin große Mengen an Papierfaserabfällen bodenbezogen 

verwertet würden, für unzutreffend; vielmehr sei diese Verwertung stark rück-

läufig und werde auch vom Verband der organisierten Kompostwerke vorsorg-

lich nicht mehr empfohlen. Im Übrigen sei eine Verwertung des Komposts mit 

Papierschlämmen ab 2003 generell und ab 2008 mit wenigen Ausnahmen un-

zulässig gewesen.  

 

In der Gesamtschau sind zwar andere Ursachen für die Bodenverseuchung 

als der mit Papierschlämmen versetzte Kompost der Antragstellerin nicht 

schlechthin auszuschließen, insbesondere ist im Grundsatz unbestreitbar, 

dass früher auch Klärschlämme bodenseitig verwertet wurden. Nichts anderes 

ergibt sich auch aus dem von der Antragstellerin in Bezug genommenen Be-

richt der Arbeitsgruppe beim Umweltministerium vom 17.12.2014 (vgl. S. 18). 

Im Hinblick auf die hier in Rede stehenden Flächen liegen aber für eine Auf-

bringung von PFC-belasteten Klärschlämmen bislang keine hinreichend kon-

kreten Anhaltspunkte vor; auch die Beschwerdebegründung beschränkt sich 

insoweit auf Mutmaßungen. Hingegen erscheint eine Kontamination durch mit 

Papierschlämmen versetzten Kompost der Antragstellerin überwiegend wahr-

scheinlich. Es gibt zahlreiche objektive Indizien dafür, dass das im Auftrag 

der Antragstellerin rechtswidrig und im Übermaß ausgebrachte Material we-

sentlich zur PFC-Kontamination beigetragen hat, sodass die Antragstellerin 

nach derzeitigem Sach- und Streitstand als Hauptverursacherin erscheint.   

 

Schließlich ist im Hinblick auf die Zurechnung des Schadenfalls zu einem 

Verursacher bei der gebotenen wertenden Betrachtung auch zu berücksichti-

gen, in wessen Risiko- und Pflichtensphäre die Verantwortung für einen ge-

fährlichen Zustand fällt. Vorliegend war der Vertrieb und das Ausbringen von 

mit Papierschlämmen versetztem Kompost von vornherein mit einem erhebli-

chen Risiko verbunden. Bei den verwendeten Ausgangsmaterialien handelte 

es sich um Schlämme aus der Abwasserreinigung und sonstige Abfallstoffe 

von Papierfabriken. Die rechtswidrige landwirtschaftliche Verwertung solcher 

Materialien - zumal ohne vorherige Kompostierung oder Beprobung - ist be-

reits aus sich heraus mit einem nicht unerheblichen Schadenspotential behaf-

tet. Dies zeigt sich nicht zuletzt in dem Geschäftsmodell der Antragstellerin, 
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wonach die Anlieferung und Aufbringung von mit Papierschlämmen versetz-

tem Material für die Landwirte kostenfrei war, sowie in dem Umstand, dass 

die Deponierung von Papierschlämmen etwa seit dem Jahr 2005 nicht mehr 

zulässig war. Dies belegt, dass es sich um die kostengünstige Entsorgung 

minderwertigen Materials und nicht um die Lieferung biologisch wertvollen 

Düngers gehandelt hat.  

 

Unerheblich ist demgegenüber, ob die bei der Antragstellerin verantwortlichen 

Personen von dem Vorhandensein von PFC in den Papierfaserschlämmen 

oder im Kompost wussten oder hätten wissen müssen, weil es im Recht der 

Gefahrenabwehr auf ein Verschulden nicht ankommt (vgl. OVG NRW, Urteil 

vom 20.05.2015 m.w.N.). 

 

2. Darüber hinaus räumt der Senat auch bei einer von den Erfolgsaussichten 

der Hauptsache unabhängigen Interessenabwägung dem öffentlichen Interes-

se an der sofortigen Vollziehung der Verfügung den Vorrang vor dem privaten 

Interesse der Antragstellerin ein, vorläufig von der Verpflichtung zur Durch-

führung der Detailerkundungen verschont zu bleiben. Nach der vom Verwal-

tungsgericht bei seiner Abwägung zutreffend zugrunde gelegten ständigen 

Rechtsprechung des Senats (vgl. Senatsbeschluss vom 03.09.2002 - 10 S 

957/02 - a.a.O.; Senatsbeschluss vom 27.03.2012 - 10 S 2572/11 -) besteht 

grundsätzlich ein erhebliches öffentliches Interesse an der Vollziehung der 

hier in Rede stehenden Untersuchungsanordnung, das regelmäßig den priva-

ten Interessen des Verpflichteten vorgeht.  

 

Die Antragstellerin geht fehl, wenn sie meint, dass die Antragsgegnerin nach 

der Lastenverteilung des § 9 Abs. 2 BBodSchG weiterhin auf eigene Kosten 

Sachverhaltsaufklärung betreiben müsse. § 9 Abs. 1 und 2 BBodSchG trifft 

eine Abgrenzung zwischen der Amtsermittlungspflicht der Behörde und der Sa-

nierungsverantwortung des Sanierungspflichtigen. Sofern ein Anfangsverdacht 

besteht, bedarf es einer orientierenden Untersuchung, die den Anfangsver-

dacht entweder entkräften oder erhärten kann (§ 9 Abs. 1 BBodSchG, § 2 

Nr. 3 BBodSchV).  Orientierende Untersuchungen obliegen demnach der Be-

hörde, nach Erhärtung des Anfangsverdachts beginnt die Verantwortlichkeit der 
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in § 4 Abs. 3, 5 und 6 BBodSchG genannten Personen.  Liegt - wie hier - der 

hinreichende Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung vor, entspricht 

es mithin der Konzeption des Bundesbodenschutzgesetzes, dass die für die 

weitere Erkundung erforderlichen Kosten nicht von der Allgemeinheit, sondern 

in erster Linie von dem Verantwortlichen getragen werden (vgl. Senatsurteil 

vom 18.12.2012 - 10 S 744/12 - VBlBW 2013, 189; BayVGH, Beschluss vom 

09.07.2003 - 20 CS 03.103 - NVwZ 2003, 1281; Nds. OVG, Beschluss vom 

18.4.2005 - 7 ME 29/05 -, NVwZ 2005, 1207).  

 

Selbst wenn die Erfolgsaussichten der Hauptsache im Hinblick auf die Verur-

sachung durch die Antragstellerin aber als offen unterstellt werden, entfaltet 

die Staatszielbestimmung des Art. 20a GG auch bei der durch das Gericht im 

Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO vorzunehmenden Abwägung eine lenkende 

Wirkung. Steht - wie im vorliegenden Fall - fest, dass der Boden eines Grund-

stücks mit gesundheitsgefährdenden Stoffen durchsetzt ist und das Grund-

wasser im Bereich dieses Grundstücks erhebliche Verschmutzungen mit Stof-

fen dieser Art aufweist, wird dem Interesse des Gemeinwesens, möglichst 

rasch die Ursachen und das Ausmaß der Verunreinigung zu erkunden und die 

gegebenen Möglichkeiten einer Sanierung zu klären, besonders großes Ge-

wicht zukommen. Die Grundentscheidung des Gesetzgebers, in erster Linie 

die nach § 4 BBodSchG Verantwortlichen zur Erkundung und Sanierung von 

Altlasten heranzuziehen, aber auch die Begrenztheit der verfügbaren öffentli-

chen Mittel und der verfassungsrechtliche Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 

Abs. 1 GG gebieten es, dem Interesse der Allgemeinheit, dass die für eine 

Altlast voraussichtlich Verantwortlichen ihren Erkundungs- und Sanierungs-

pflichten zeitnah nachkommen, erhebliches Gewicht zuzumessen. Das finan-

zielle Interesse einer als Verursacher gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 BBodSchG 

herangezogenen Person, von den Kosten bestimmter Erkundungsmaßnahmen 

zumindest so lange verschont zu bleiben, bis ihre Verantwortlichkeit sowie die 

Zweck- und Verhältnismäßigkeit der angeordneten Maßnahmen abschließend 

geklärt sind, wiegt demgegenüber regelmäßig weniger schwer. Dies gilt je-

denfalls dann, wenn die zu erwartenden Kosten nicht so hoch sind, dass die 

wirtschaftliche Existenz des Betroffenen ernstlich gefährdet wird. Regelmäßig 

wird daher das Interesse des Betroffenen an der Wiederherstellung der auf-
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schiebenden Wirkung seines Widerspruchs nur dann überwiegen, wenn bei 

der im Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO gebotenen summarischen Prüfung 

und wertender Einschätzung der bestehenden Verdachtsmomente davon aus-

zugehen ist, dass die angegriffene Verfügung bei Durchführung eines verwal-

tungsgerichtlichen Hauptsacheverfahrens keinen Bestand haben wird. Wie 

oben dargelegt, kann von einer überwiegenden Erfolgsaussicht des Rechts-

behelfs der Antragstellerin in der Hauptsache gerade nicht ausgegangen wer-

den.  

 

Danach müssen die finanziellen Interessen der Antragstellerin daran zurück-

treten, dass sie einstweilen von Kosten verschont bleibt, deren Erstattung sie 

bei einem Erfolg in der Hauptsache voraussichtlich beanspruchen könnte (vgl. 

§ 24 Abs. 1 Satz 2  BBodSchG). Dass die gesamte wirtschaftliche Existenz 

der Antragstellerin bei den im vorliegenden Fall in Rede stehenden voraus-

sichtlich sehr hohen Kosten gefährdet ist, weil sie zu Vermögensdispositionen 

gezwungen wird, die auch bei einem Erfolg in der Hauptsache nicht mehr 

rückgängig gemacht werden könnten, ist nicht hinreichend substantiiert dar-

getan. So hat sie eine etwaige Deckung durch Versicherungen oder Aussagen 

ihrer Bank nicht offengelegt. Im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass der ein-

getretene Schaden mit überwiegender Wahrscheinlichkeit in die Risikosphäre 

der Antragstellerin fällt. In einem solchen Fall wäre es nach der gesetzlichen 

Wertung des Bundesbodenschutzgesetzes nicht gerechtfertigt, den sachnähe-

ren Verursacher von vorneherein zu Lasten der Allgemeinheit von der Kos-

tenpflicht freizustellen. Vielmehr hat die Antragstellerin zumindest einen sub-

stantiellen Beitrag zur Kostentragung zu leisten. Das schließt es im Übrigen 

nicht aus, dass die Antragsgegnerin - wie sie bereits angekündigt hat - im 

Rahmen der Entscheidung, in welchem Umfang sie die Antragstellerin durch 

Erlass eines Leistungsbescheids für die Kosten der mittlerweile durchgeführ-

ten Ersatzvornahme tatsächlich zu den Kosten der Detailuntersuchungen her-

anzieht, etwaigen (nachgewiesenen) unzumutbaren Härten unter Verhältnis-

mäßigkeitserwägungen in geeigneter Weise (etwa durch Kostenstundungen 

oder Ratenzahlungen) Rechnung trägt, um die Antragstellerin vor finanzieller 

Überforderung zu schützen (ebenso OVG NRW, Urteil vom 20.05.2015 

a.a.O.).  
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3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Die Streitwertfestsetzung für das Beschwerdeverfahren findet ihre Grundlage 

in § 63 Abs. 2, § 47 und § 53 Abs. 2 Nr. 2 sowie § 52 Abs. 1 GKG in Verbin-

dung mit der Empfehlung Nr. 1.5 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungs-

gerichtsbarkeit vom Juli 2004. Bei der Ausübung des dem Gericht nach § 52 

Abs. 1 GKG eingeräumten Ermessens orientiert sich der Senat in ständiger 

Rechtsprechung an den voraussichtlichen Kosten, die der Antragstellerin aus 

der Befolgung der behördlichen Anordnung entstehen dürften; diese waren für 

das  gegenständliche Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes zu halbie-

ren (vgl. Beschluss des Senats vom 03.09.2002 - 10 S 957/02 - a.a.O.; vgl. 

auch OVG Bremen, Beschluss vom 21.07.2009 - 1 B 98/09 - NUR 2009, 798). 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

 

 

Lernhart          Dr. Dürig              Paur 


